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Intime 2/ 2024 

Sache: 
 
 
Finanzgericht  Münster: Entgelte  für  die  vert retungsw eise Übernahm e e ines ärzt -
lichen Notdienstes und die Entnahm e von Blutproben für  die  Polizeibehörden 
sind um satzsteuerpflicht ig 
 
Das Finanzgericht  Münster hat  in einem Urteil (Az. 15 K 1953/ 20 U) folgendes entschieden:  
 
Die von einem  Arzt  vereinnahmten Entgelte für die vert retungsweise Übernahm e eines Not falldiens-
tes und die Entnahm e von Blutproben für die Polizeibehörden sind keine um satzsteuerfreien Heil-
behandlungsleistungen nach § 4 Nr. 14 Buchst . a Satz 1 UStG. 
 
Folgender Sachverhalt  liegt  diesem Urteil zugrunde:  
 
Der Kläger ist  selbständiger Arzt  der Allgem einmedizin ohne eigenen Praxisbet rieb. Er nahm  in den 
St reit jahren auf der Grundlage einer m it  der zuständigen Kassenärzt lichen Vereinigung West falen-
Lippe (KVWL)  geschlossenen Vereinbarung als Vert reter für andere Ärzte am  hausärzt lichen am bu-
lanten Not falldienst  teil. Hierbei übernahm  er für die vert retenen Ärzte säm t liche m it  dem  ärzt lichen 
Notdienst  zusamm enhängenden Verpflichtungen einschließlich der Verantwortung für die ord-
nungsgem äße Durchführung des übernomm enen Not falldienstes. Die in diesem  Zusam m enhang 
erbrachten Leistungen rechnete er entweder im  Wege der Privat liquidat ion oder über die KVWL auf 
der Grundlage der geschlossenen Vereinbarung unter Verwendung der ihm  hierfür erteilt en Abrech-
nungsnum mer ab. Zusätzlich erhielt  er  für die Notdienstvert retung einen Stundenlohn zwischen 20 
und 40 Euro von dem jeweils vert retenen Arzt . 
 
Darüber hinaus führte der Kläger für die Polizeibehörde Blutentnahm en durch und fert igte jeweils 
gem äß einem  Muster einen einseit igen ärzt lichen Bericht . Die Blutentnahm e rechnete er m it  der 
Landeskasse ab. Die Höhe der Vergütung war dabei auch davon abhängig, zu welchem  Zeitpunkt  
und wie viele Blutentnahm en durchgeführt  wurden. 
 
Der Kläger unterwarf die Zahlungen nicht  der Um satzsteuer. 
 
Dies sah das Finanzgericht  Münster nun aber anders und urteilt e, dass es sich nicht  um  steuerfreie 
Heilbehandlungsleistungen handelt . 
 
Die gegenüber den vert retenen Ärzten erbrachten sonst igen Leistungen seien darauf ger ichtet , die 
Ärzte von allen Verpflichtungen im  Zusamm enhang m it  dem  übernomm enen Not falldienst  freizu-
stellen. Allein hierfür leisteten die vert retenen Ärzte das Entgelt  an den Kläger und nicht  für die im  
ärzt lichen Notdienst  ausgeübten Tät igkeiten oder zur Weiterleitung einer selbst  bereit s erhaltenen 
Vergütung. Deshalb seien diese Vert retungsleistungen auch nicht  als Heilbehandlung um satzsteu-
erfrei. Eine einheit liche Leistung aus der Vert retungsleistung und den im Notdienst  ausgeführten 
steuerfreien Heilbehandlungsleistungen läge auch nicht  vor, weil die Leistungen gegenüber ver-
schiedenen Leistungsem pfängern, näm lich den vert retenen Ärzten einerseits und den Pat ienten 
andererseit s, erbracht  werden. Ebenso könne nicht  von einem  unt rennbaren wirt schaft lichen Vor-
gang ausgegangen werden, dessen Aufspaltung wirklichkeit sfrem d wäre. 
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Auch die Entnahm e von Blutproben für die Polizeibehörde sei keine um satzsteuerfreie Heilbehand-
lungsleistung, da diese überwiegend anderen Zwecken als dem  Schutz, der Aufrechterhaltung oder 
der Wiederherstellung der m enschlichen Gesundheit  dienten. Diese stünden vielm ehr im  Zusam -
m enhang m it  st rafrecht lichen oder öffent lich- recht lich geführten Verfahren. Som it  stünden die Be-
weiserhebung und die Erstat tung eines Gutachtens und nicht  der Schutz der m enschlichen Gesund-
heit  im  Vordergrund. 
 
Gegen dieses Urte il w urde die  Revision zum  Bundesfinanzhof ( BFH)  zugelassen ( Az. I  R 
4 2 / 2 3 ) . Es ble ibt  a lso abzuw arten, w ie  der  BFH urte ilen w ird.  
 
Hinweis:  Solange Sie m it  I hren gesam ten  um satzsteuerpflicht igen Leistungen unter der um satz-
steuerlichen Kleinunternehm ergrenze von derzeit  22.000 Euro bleiben, haben Sie durch dieses Ur-
teil keine weiteren Problem e zu erwarten, da bei sog. Kleinunternehm ern keine Umsatzsteuer er-
hoben wird (§ 19 UStG) . 
 
 
Erlass von Zinsbescheiden durch Finanzäm ter 
 
Mom entan gehen sehr v iele Zinsbescheide in unserem Büro ein. Dies hat  folgenden Hintergrund:  
 
Ergeht  ein Steuerbescheid (z.B. zur Einkom m ensteuer)  erst  recht  spät , so sind die festgesetzten 
Bet räge ab einem best im mten Zeitpunkt  zu verzinsen. Dies gilt  sowohl für Nachzahlungen (dann 
schulden Sie Zinsen) als auch für Erstat tungen (dann erhalten Sie Zinsen) . Der Zinssatz bet rug 
über Jahre hinweg 0,5 %  pro Monat , also 6%  pro Jahr. Wann der Zinslauf jeweils beginnt , ist  
ebenfalls genau festgelegt . Aufgrund des stark gesunkenen Zinsniveaus der vergangenen Jahre 
wurde die Zinshöhe vom  Bundesverfassungsgericht  als nicht  mehr zeitgem äß angesehen. Es wurde 
dem  Gesetzgeber deshalb aufer legt , eine verfassungskonform e Regelung zu t reffen. Aus diesem  
Grund verzichtete die Finanzverwaltung vorübergehend bis zu einer Neuregelung auf eine Zinsfest -
setzung. Die Neuregelung kam mit  I nkraft t reten des Gesetzes am  22. Juli 2022:  Der Gesetzgeber 
senkte rückwirkend zum  1. Januar 2019 den Zinssatz auf 0,15 %  monat lich, also auf 1,8 %  pro 
Jahr. Allerdings hat  die Finanzverwaltung die Neuregelung erst  jetzt  IT-m äßig um gesetzt  und er-
lässt  nun Bescheide für die bislang ausgesetzten Zinszeit räum e. 
 
 
Anforderungen an ein e lektronisch geführtes Fahrtenbuch 
 
Mit  Beschluss vom  12.01.2024 hat  der Bundesfinanzhof hervorgehoben, dass auch ein elektroni-
sches Fahrtenbuch in geschlossener Form geführt  werden müsse. Dem genüge eine m ithilfe eines 
Com puterprogramm s erzeugte Datei nur, wenn nacht rägliche Veränderungen zuvor eingegebener 
Daten technisch ausgeschlossen oder zum indest  in ihrer Reichweite in der Datei dokument iert  und 
offengelegt  würden. Das Problem  im zugrunde liegenden Fall war, dass nachträgliche Veränderun-
gen möglich waren und diese nicht  in der Datei selbst  dokum ent iert  und offengelegt  werden konn-
ten. Es m ussten erst  weitere Listen bzw. Abfragen bei einem  Drit t en (z.B. System administ rator)  
angefordert  werden. Soll ein elekt ronisches Fahrtenbuch angeschafft  werden, ist  darauf zu achten, 
dass es alle Anforderungen ohne einen Rückgr iff auf einen System administ rator erfüllt . 
 
 
W achstum schancengesetz im m er noch nicht verabschiedet 
 
I n unserem vorher igen Mandantenrundschreiben I nt im e 1/ 2024 hat ten wir Sie bereit s darüber in-
form iert , dass das Wachstumschancengesetz vor dem  Jahreswechsel nicht  m ehr verabschiedet  
wurde. Leider wurde bislang imm er noch keine endgült ige Einigung erzielt . Wenn feststeht , welche 
Änderungen tatsächlich komm en werden und ab wann diese gelten, werden wir  Sie inform ieren. 


